
Landeswassergesetz 
 

§ 57 Bau und Betrieb von Abwasseranlagen (Zu §18b WHG)  
 

(1)  Die gemäß § 18 b Abs. 1 des Wasserhaushaltsgesetzes für die Errichtung und den 
Betrieb von Abwasseranlagen jeweils in Betracht kommenden Regeln der Technik sind 
insbesondere die technischen Bestimmungen für den Bau, den Betrieb und die 
Unterhaltung von Abwasseranlagen die von der obersten Wasserbehörde durch 
Bekanntgabe im Ministerialblatt eingeführt werden. Berühren sie bauaufsichtliche 
Belange, werden sie im Einvernehmen mit der obersten Bauaufsichtsbehörde 
eingeführt.  

 
(2)  Entsprechen vorhandene Abwasseranlagen nicht den Anforderungen nach § 18b Abs. 

1 des Wasserhaushaltsgesetzes und nach Absatz 1 dieser Vorschrift, hat sie der 
Unternehmer innerhalb einer angemessenen Frist diesen Anforderungen anzupassen. 
§ 52 Abs. 2 Satz 3 gilt entsprechend.  

 
(3)  Abwasserbehandlungsanlagen sind nach den hierfür jeweils in Betracht kommenden 

Regeln der Technik so zu errichten, zu betreiben und zu unterhalten, dass sie geeignet 
sind, die in der Erlaubnis zur Einleitung oder in der Genehmigung zur Indirekteinleitung 
festgelegten Werte, mindestens jedoch die den allgemein anerkannten Regeln der 
Technik entsprechenden Werte, im Ablauf einzuhalten. Zur Unterhaltung der Anlagen 
gehören insbesondere die notwendigen Vorkehrungen, um Störungen im Betrieb der 
Anlage und Reparaturen, die die Ablaufwerte verschlechtern, vorzubeugen. Treten 
gleichwohl Betriebsstörungen ein, die zur Überschreitung von Überwachungswerten 
geführt haben, oder sind Reparaturen unvermeidlich, die eine Überschreitung 
befürchten lassen, hat der Betreiber die notwendigen Maßnahmen zu treffen, um die 
nachteiligen Auswirkungen nach Dauer und Umfang möglichst gering zu halten und 
Wiederholungen möglichst zu vermeiden. Er ist verpflichtet, die zuständige Behörde 
über solche Reparaturen rechtzeitig, sowie über Ursache, Art, Auswirkungen und 
voraussichtliche Dauer solcher Betriebsstörungen unverzüglich zu unterrichten. Er hat 
auch anzugeben, welche Maßnahmen er nach den Sätzen 2 und 3 getroffen hat und 
noch treffen wird. Der Betrieb und die Unterhaltung von Abwasserbehandlungsanlagen 
sind durch Personal mit der erforderlichen beruflichen Qualifikation sicherzustellen. 

  
§ 64 Abgabepflicht anderer als der Abwassereinleiter (Zu §§ 8, 9 AbwAG)  

 
(1)  Die Gemeinden sind außer für eigene Einleitungen auch an Stelle der 

Abwassereinleiter abgabepflichtig, die weniger als acht Kubikmeter je Tag 
Schmutzwasser aus Haushaltungen oder ähnliches Schmutzwasser einleiten 
(Kleineinleiter). Sie sind ferner, vorbehaltlich der Regelung in Absatz 2, für alle 
Einleitungen von Niederschlagswasser aus öffentlichen Kanalisationen (§ 7 Abs. 1 Satz 
1 des Abwasserabgabengesetzes) abgabepflichtig.  

(2)  Der Einleiter von Abwasser aus einer Abwasserbehandlungsanlage ist außer für seine 
Einleitung auch an Stelle Dritter für die Einleitungen von Niederschlagswasser aus 
einer Kanalisation abgabepflichtig, sofern aus ihr Niederschlagswasser ganz oder 
teilweise seiner Abwasserbehandlungsanlage zugeführt wird.  

 

§ 65 Umlage der Abgabe durch Gemeinden und Abwasserverbände (Zu § 9 AbwAG)  
 

(1)  Die Gemeinden wälzen  
1.  die von ihnen für eigene Einleitungen zu entrichtenden,  
2.  die von ihnen nach § 64 Abs. 1 an Stelle von Abwassereinleitern zu entrichtenden 

und  
3.  die nach Absatz 2 von Abwasserverbänden auf sie umgelegten  



Abwasserabgaben durch Gebühren nach §§ 6 und 7 des Kommunalabgabengesetzes 
auf die Eigentümer und Nutzungsberechtigten der Grundstücke, auf denen das 
Abwasser anfällt, und auf die Abwassereinleiter ab. Die Abwälzung kann im Rahmen 
der Erhebung von Abwassergebühren erfolgen.  

(2)  Die Abwasserverbände legen die für die eigenen Einleitungen, für Einleitungen Dritter 
im Sinne von § 64 Abs. 2 und für Flußkläranlagen zu entrichtenden Abwasserabgaben 
im Rahmen der Erhebung von Ver- bandsbeiträgen auf die Mitglieder um, deren 
Abwasser der Verband ganz oder teilweise behandelt und ein-leitet.  

(3)  Bei der Abwälzung und der Umlage nach den Absätzen 1 und 2 ist von Maßstäben 
auszugehen, die zu der Schädlichkeit des Abwassers nicht in einem offensichtlichen 
Mißverhältnis stehen 

 



Kommunalabgabengesetz 

 

§ 6 
Benutzungsgebühren 
(1)  Benutzungsgebühren sind zu erheben, wenn eine Einrichtung oder Anlage 

überwiegend dem Vorteil einzelner Personen oder Personengruppen dient, sofern nicht 
ein privatrechtliches Entgelt gefordert wird. Im übrigen können Gebühren erhoben 
werden. Das veranschlagte Gebührenaufkommen soll die voraussichtlichen Kosten der 
Einrichtung oder Anlage nicht übersteigen und in den Fällen des Satzes 1 in der Regel 
decken. § 109 der Gemeindeordnung bleibt unberührt. 

(2)  Kosten im Sinne des Absatzes 1 sind die nach betriebswirtschaftlichen Grundsätzen 
ansatzfähigen Kosten. Der Gebührenrechnung kann ein Kalkulationszeitraum von 
höchstens drei Jahren zu Grunde gelegt werden. Kostenüberdeckungen am Ende 
eines Kalkulationszeitraumes sind innerhalb der nächsten drei Jahre auszugleichen; 
Kostenunterdeckungen sollen innerhalb dieses Zeitraumes ausgeglichen werden. Zu 
den Kosten gehören auch Entgelte für in Anspruch genommene Fremdleistungen, 
Abschreibungen, die nach der mutmaßlichen Nutzungsdauer oder Leistungsmenge 
gleichmäßig zu bemessen sind, sowie eine angemessene Verzinsung des 
aufgewandten Kapitals; bei der Verzinsung bleibt der aus Beiträgen und Zuschüssen 
Dritter aufgebrachte Eigenkapitalanteil außer Betracht. Soweit die Umsätze von 
Einrichtungen und Anlagen der Umsatzsteuer unterliegen, können die Gemeinden und 
Gemeindeverbände die Umsatzsteuer den Gebührenpflichtigen auferlegen. 

(3)  Die Gebühr ist nach der Inanspruchnahme der Einrichtung oder Anlage zu bemessen 
(Wirklichkeitsmaßstab). Wenn das besonders schwierig oder wirtschaftlich nicht 
vertretbar ist, kann ein Wahrscheinlichkeitsmaßstab gewählt werden, der nicht in einem 
offensichtlichen Missverhältnis zu der Inanspruchnahme stehen darf. Die Erhebung 
einer Grundgebühr neben der Gebühr nach Satz 1 oder 2 sowie die Erhebung einer 
Mindestgebühr ist zulässig. 

(4)  Auf die Gebühren können vom Beginn des Erhebungszeitraumes an angemessene 
Vorausleistungen verlangt werden. 

(5)  Die bestehenden Vorschriften über die Verleihung des Rechts auf Erhebung von Fähr-, 
Hafen- und Schleusengeldern und von anderen gleichartigen Verkehrsabgaben sowie 
über die Feststellung der Tarife hierfür bleiben unberührt. 

 
 
§ 8 
Beiträge 
 
(1) Die Gemeinden und Gemeindeverbände können Beiträge erheben. Bei den dem 

öffentlichen Verkehr gewidmeten Straßen, Wegen und Plätzen sollen Beiträge erhoben 
werden, soweit nicht das Baugesetzbuch anzuwenden ist. 

(2)  Beiträge sind Geldleistungen, die dem Ersatz des Aufwandes für die Herstellung, 
Anschaffung und Erweiterung öffentlicher Einrichtungen oder Anlagen im Sinne des § 4 
Abs. 2, bei Straßen, Wegen und Plätzen auch für deren Verbesserung, jedoch ohne die 
laufende Unterhaltung und Instandsetzung, dienen. Sie werden von den 
Grundstückseigentümern als Gegenleistung dafür erhoben, dass ihnen durch die 
Möglichkeit der Inanspruchnahme der Einrichtungen und Anlagen wirtschaftliche 
Vorteile geboten werden. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so tritt an 
die Stelle des Eigentümers der Erbbauberechtigte. 

(3)  Beiträge können auch für Teile einer Einrichtung oder Anlage erhoben werden 
(Kostenspaltung). 

(4)  Der Aufwand umfasst auch den Wert, den die von der Gemeinde oder dem 
Gemeindeverband für die Einrichtung oder Anlage bereit gestellten eigenen 
Grundstücke bei Beginn der Maßnahme haben. Er kann nach den tatsächlichen 
Aufwendungen oder nach Einheitssätzen, denen die der Gemeinde oder dem 



Gemeindeverband für gleichartige Einrichtungen oder Anlagen üblicherweise 
durchschnittlich erwachsenden Aufwendungen zu Grunde zu legen sind, ermittelt 
werden. Bei leitungsgebundenen Einrichtungen und Anlagen, die der Versorgung oder 
der Abwasserbeseitigung dienen, kann der durchschnittliche Aufwand für die gesamte 
Einrichtung oder Anlage veranschlagt und zu Grunde gelegt werden 
(Anschlussbeitrag). Wenn die Einrichtungen oder Anlagen erfahrungsgemäß auch von 
der Allgemeinheit oder von der Gemeinde oder dem Gemeindeverband selbst in 
Anspruch genommen werden, bleibt bei der Ermittlung des Aufwandes ein dem 
wirtschaftlichen Vorteil der Allgemeinheit oder der Gemeinde oder des 
Gemeindeverbandes entsprechender Betrag außer Ansatz; Zuwendungen Dritter sind, 
sofern der Zuwendende nichts anderes bestimmt hat, zunächst zur Deckung dieses 
Betrages und nur, soweit sie diesen übersteigen, zur Deckung des übrigen Aufwandes 
zu verwenden. Das veranschlagte Beitragsaufkommen soll den nach Satz 1 bis 4 
ermittelten Aufwand, der sonst von der Gemeinde oder dem Gemeindeverband selbst 
aufzubringen wäre, einschließlich des Wertes der bereit gestellten eigenen 
Grundstücke, nicht überschreiten und in den Fällen des Absatzes 1 Satz 2 in der Regel 
decken. Wenn im Zeitpunkt des Erlasses der Beitragssatzung der Aufwand noch nicht 
feststeht, braucht der Beitragssatz in der Satzung nicht angegeben zu werden. 

(5)  Der Aufwand kann auch für Abschnitte einer Einrichtung oder Anlage, wenn diese 
selbstständig in Anspruch genommen werden können, ermittelt werden. 

(6)  Die Beiträge sind nach den Vorteilen zu bemessen. Dabei können Gruppen von 
Beitragspflichtigen mit annähernd gleichen Vorteilen zusammengefasst werden. 

(7)  Die Beitragspflicht entsteht mit der endgültigen Herstellung der Einrichtung oder 
Anlage, in den Fällen des Absatzes 3 mit der Beendigung der Teilmaßnahme und in 
den Fällen des Absatzes 5 mit der endgültigen Herstellung des Abschnitts. Wird ein 
Anschlussbeitrag nach Absatz 4 Satz 3 erhoben, so entsteht die Beitragspflicht, sobald 
das Grundstück an die Einrichtung oder Anlage angeschlossen werden kann, 
frühestens jedoch mit Inkrafttreten der Satzung; die Satzung kann einen späteren 
Zeitpunkt bestimmen. 

(8)  Auf die künftige Beitragsschuld können angemessene Vorausleistungen verlangt 
werden, sobald mit der Durchführung der Maßnahme nach Absatz 2 Satz 1 und Absatz 
5 begonnen worden ist. 

(9)  Der Beitrag ruht als öffentliche Last auf dem Grundstück, im Falle des Absatzes 2 Satz 
3 auf dem Erbbaurecht. 

 
§ 10 
Kostenersatz für Haus- und Grundstücksanschlüsse 
 
(1)  Die Gemeinden und Gemeindeverbände können bestimmen, dass ihnen der Aufwand 

für die Herstellung, Erneuerung, Veränderung und Beseitigung sowie die Kosten für die 
Unterhaltung eines Haus- oder Grundstücksanschlusses an Versorgungsleitungen und 
Abwasserbeseitigungsanlagen ersetzt werden. Der Aufwand und die Kosten können in 
der tatsächlich geleisteten Höhe oder nach Einheitssätzen, denen die der Gemeinde 
oder dem Gemeindeverband für Anschlüsse der gleichen Art üblicherweise 
durchschnittlich erwachsenden Aufwendungen und Kosten zu Grunde zu legen sind, 
ermittelt werden. Die Satzung kann bestimmen, dass dabei Versorgungs- und 
Abwasserleitungen, die nicht in der Mitte der Straße verlaufen, als in der Straßenmitte 
verlaufend gelten. 

(2)  Der Ersatzanspruch entsteht mit der endgültigen Herstellung der Anschlussleitung, im 
übrigen mit der Beendigung der Maßnahme. Für den Anspruch gelten die Vorschriften 
dieses Gesetzes entsprechend. 

(3)  Die Gemeinden und Gemeindeverbände können bestimmen, dass die Haus- oder 
Grundstücksanschlüsse an Versorgungsleitungen und Abwasserbeseitigungsanlagen 
zu der öffentlichen Einrichtung oder Anlage im Sinne des § 4 Abs. 2 und des § 8 Abs. 2 
Satz 1 gehören. 

 


